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I.P.: Sehr geehrter Herr Dr. Blocher, 
lieber Christoph, im Jahre 2014 hast 
Du Deine Ämter abgegeben, aber si-
cherlich nicht Deine politische Tä-
tigkeit beendet, dies in einer 
Schweiz, in welcher die Behörden 
immer mehr die Orientierung verlie-
ren, indem sie sich sklavisch den 
Vorgaben der EU und der USA un-
terordnen. Wie beurteilst Du das 
Vorgehen des Bundesrats und vom 
Parlament in den letzten Jahrzehn-
ten?   
C.B.: Wir hatten in den vergange-
nen 30 Jahren eine Mitte-links-grün 
Regierung, die den Kopf und das 
Herz in der EU haben, und sich zu 
wenig um die Schweiz kümmerten. 
 
I.P.: Welches waren die schlimmsten 
Fehler von Bundesberns Aussenpo-
litik? 
C.B.: Man versuchte - und versucht 
noch heute – eine selbstständige 
Schweiz zu schwächen und die 
Schweiz in die EU zu drängen. Un-
abhängigkeit, Rechtsstaat, Demo-
kratie und Neutralität gehen immer 
mehr verloren. Obwohl das Volk die 
Personenfreizügigkeit beendet hat, 
macht die Politik das Gegenteil: 
Willkommen in der 9-Millionen-
Schweiz. 
 
I.P.: Und punkto Innenpolitik? 
C.B.: Die Nichtumsetzung der vom 
Volk und den Kantonen beschlosse-
nen Masseneinwanderungsinitiati-
ve und des Asylgesetzes. Im vergan-
genen Jahr war es die Preisgabe der 
bewährten schweizerischen Neutra-
lität. 
 
I.P.: Wie steht es um unsere Neutra-
lität, und welche besondere Verant-
wortung trägt Bundesrat Ignazio 
Cassis als Aussenminister dafür? 
C.B.: Die schweizerische Neutrali-
tät ist immerwährend, bewaffnet 
und umfassend und hat unserem 
Land während 200 Jahren Frieden 
und viele gute Dienste zugunsten 
des Weltfriedens gewährt. Der Bun-

desrat hat im Ukraine Krieg anfäng-
lich entschieden, an der schweizeri-
schen Neutralität festzuhalten. 
Dann ist er auf Druck der USA, der 
EU und der EU-Befürworter umge-
fallen, und hat die Neutralität ver-
letzt. Das Ausland beginnt das Ver-
trauen in die schweizerische Neutra-
lität zu verlieren. Bundesrat Cassis 
hat zwei Tage nach dem Einmarsch 
der Russen in die Ukraine dem Bun-
desrat den richtigen Antrag gestellt, 
an der schweizerischen Neutralität 
festzuhalten. Ob eine Woche später 
Cassis oder ein anderer Bundesrat 
zuerst gekippt ist, weiss ich nicht. 
Aber sicher die Mehrheit. 
 
I.P.: 2021 war das Jahr, in dem die 
Schweiz die Verhandlungen über 
den Rahmenvertrag mit der EU auf-
gekündigt hat. Aber es scheint, dass 
die Lust für einen Beitritt zur EU in 
Bundesbern immer noch besteht, 
wo man nach 30 Jahren das NEIN 
zum EWR noch nicht verdaut zu ha-
ben scheint. Findest Du dies beun-
ruhigend, und wie kann man von 
ausserhalb Bundesberns darauf hin-
wirken, um den Volkswillen durch-
zusetzen, der sich zum EU-Beitritt 
mehrfach negativ geäussert hat?   
C.B.: Alles tun, dass wir keine sol-
che Verpflichtungen eingehen. Kei-
ne Preisgabe des schweizerischen 
Stimmrechtes – auch nicht «sekto-
riell» - und keine fremden Richter. 
Wir müssen auf eine Volksabstim-
mung vorbereitet sein. Die Kräfte, 
die die Schweiz preisgeben wollen, 
sind im Bundesbern am Wühlen! 
 
I.P.: Nach einigen schwierigen Jah-
ren wegen des Corona-Virus, in wel-
chen dann der Ukrainekrieg hinzu 
kam mit den dafür getroffenen 
Sanktionen gegen Russland – die 
sich übrigens für uns eher kontra-
produktiv auswirken – beginnen 
wir das neue Jahr mit unserem 
Schweizer Sitz im Sicherheitsrat der 
UNO. Wird denn unsere Bereit-
schaft, die persönlichen Ambitionen 

von einigen unserer Politiker zu be-
fürworten, auf der internationalen 
Bühne auftreten zu wollen, nie ein 
Ende finden? Was kann man dage-
gen tun? 
C.B.: Im Gegensatz zum EU-Bei-
tritt, haben wir den Kampf gegen ei-
ne Teilnahme im Sicherheitsrat ver-
loren. Wo und wann solche Presti-
geübungen – und eine solche ist die 
Einsitznahme im Sicherheitsrat - zu 
Lasten der Schweiz weiterhin statt-
finden, ist schwer zu sagen. Doch 
die Zeiten können wieder ändern. 
 
I.P.: Zum Schutze unserer strikten, 
immerwährenden und bewaffneten 
Neutralität wurde dank Deiner 
diesbezüglichen Initiative «Pro 
Schweiz» gegründet, eine Vereini-
gung hervorgegangen aus dem Zu-
sammenschluss von AUNS und der 
Organisation «EU-Nein» sowie der 
Unternehmervereinigung gegen den 
EU-Beitritt. Was hältst Du von die-
ser Vereinigung? 
C.B.: Wenn die «Pro Schweiz» die 
Arbeit gut macht, dann ist sie 
schlagkräftig, vor allem bei Referen-
den und Initiativen, so wie jetzt bei 
der Neutralitätsinitiative. Und dann 
natürlich bei Volksabstimmungen. 
 
I.P.: Als ersten Schritt hat die Verei-
nigung «Pro Schweiz» die Neutrali-
tätsinitiative lanciert, wofür die Un-
terschriftensammlung am Laufen 

ist. Kannst Du uns kurz etwas darü-
ber sagen über diese Initiative, wie 
die Unterschriftensammlung läuft 
und über die Möglichkeiten – sollte 
sie zustande kommen – dass damit 
die gefährlichen Ambitionen von 
Cassis & Co. endgültig beerdigt 
werden?   
C.B.: Ich habe zwar die Neutrali-
tätsinitiative initiiert, aber ich bin 
nicht im Initiativ-Komitee. Für Ein-
zelheiten müsstest Du Dich an Wer-
ner Gartenmann, den Geschäftsfüh-
rer der «Pro Schweiz» wenden. 
 
I.P.: Punkto Ignazio Cassis: Wie be-
urteilst Du seine Tätigkeit als Bun-
desrat und Bundespräsident? 
C.B.: Das EDA ist leider voller lin-
ker Ideologen, die die Schweiz schon 
lange vernachlässigen. wie auch ein 
Grossteil der Bundesverwaltung. 
Cassis war bis jetzt nicht in der La-
ge, das zu ändern. Er ist leider auch 
vom Ausland geblendet. Freundlich-
keit und Charme genügen nicht. 
 
I.P.: Andere Frage: Wie beurteilst Du 
die gegenwärtige Wirtschaftspolitik 
der Schweiz, wo man bereit ist, Mil-
liardenbeträge für das Ausland aus-
zugeben? Dies angesichts grosser ei-
gener Finanzprobleme wie zum Bei-
spiel die Sanierung der AHV-Kasse? 
C.B.: Ein Grossteil dieser Milliarden 
an das Ausland ist zwecklos. Fest-
halten an den Tugenden der Schweiz 
ist die beste Wirtschaftspolitik. 
 
I.P.: Unsere Migrationspolitik: 
Jüngst wurde bekannt gegeben, dass 
wir punkto Bevölkerung die 9-Mil-
lionen-Grenze erreicht haben, wo-
bei ein Grossteil der Eingewander-
ten auf Sozialhilfe angewiesen ist 
und ein Grossteil der verübten Straf-
taten ihnen zuzuordnen ist. Aber 
von Bundesbern aus erklärt man die 
Einwanderung weiterhin als eine 
«Bereicherung». Während Deiner 
vierjährigen Amtszeit als EJPD-
Chef hast Du unseres Wissens diese 
ausser Rand und Band geratenen 

Immigration etwas bremsen kön-
nen: Was würdest Du heutzutage 
dagegen unternehmen? 
C.B.: Strikt dort weiterfahren, wo 
ich aufgehört habe: 
•  Masseneinwanderungsinitiative 

umsetzen  
•  Krisenartikel im Schengen/Du-

blin-Vertrag anrufen und den 
Grenzschutz wieder einführen.  

•  Keine illegale Einwanderung dul-
den und die Illegalen und Verbre-
cher im Land ausschaffen, wie es 
das Gesetz verlangt. 

•  Bundesverfassung und Gesetz be-
folgen 

 
I.P.: Du hattest stets ein ausgezeich-
netes Verhältnis zu unserem Kan-
ton, wo wir oft die Freude und Ehre 
hatten, Dich als gepriesenen Gast 
und Referenten empfangen zu dür-
fen. Die Tessiner SVP arbeitet nun-
mehr seit einigen Jahren mit der Le-
ga dei Ticinesi zusammen. Wir ha-
ben 2019 faktisch dazu beigetragen, 
die beiden Sitze der Lega im Tessi-
ner Staatsrat zu erhalten, während 
die Lega ausschlaggebend zur Wahl 
unseres Marco Chiesa in den Stän-
derat beitrug. Und im laufenden 
Jahr zeichnet sich eine analoge Alli-
anz zwischen uns ab. Was denkst Du 
darüber? 
 
C.B.: Unbedingt so weiterfahren. In 
der Aussenpolitik sind SVP und Le-
ga deckungsgleich. 
 
I.P.: Zum Schluss: Was erhoffst und 
wünschst Du Dich fürs 2023? 
C.B.: Ein gutes Jahr für alle, das 
heisst, eine prosperierende Situation 
für die Schweiz und den Kanton Tes-
sin. 
 
I.P.: Wir danken Dir herzlich für 
Deine Bereitschaft für dieses Inter-
view und wünschen Dir und Deiner 
Familie alles Liebe und Gute fürs 
neue Jahr. 
C.B.: Danke – das gleiche für den 
wunderbaren Kanton Tessin.

Im Folgenden veröffentlichen wir ein Interview, das der alt-Bundesrat SVP exklusiv 
«Il Paese» und den «Mattino della Domenica» gegeben hat 
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tionen in unserer eidgenössischen 
Regierungstätigkeit wegen Indis-
kretionen wurden nun die Ge-
schäftsprüfungskommissionen 
(GPK) der beiden Räte beauftragt. 
Sie haben getagt und sind sich of-
fenbar nicht so schlüssig gewor-
den, was zu tun sei. Und so haben 
sie eine Art spontane Subkommis-
sion von 6 Leuten eingesetzt, wel-
che diesem politischen Ärgernis 

nachgehen soll. Deren Kompeten-
zen verbleiben völlig unklar: Krie-
gen sie die massgebenden Beweis-
mittel (z.B. die E-Mails) vollum-
fänglich, nur teilweise oder gar 
nicht ? Warum hat di GPK denn 
nicht ihre bereits bestehende Ge-
schäftsprüfungsdelegation 
(GPDel, ebenfalls 6 Mitglieder) 
eingesetzt, welche bereits über 
weitestreichende Informations-

rechte verfügt, oder gar eine Parla-
mentarische Untersuchungskom-
mission (PUK) mit fast unbegrenz-
ten Kompetenzen vorgeschlagen ? 
Offenbar gab’s und gibt’s dagegen 
eine massive linke politische Op-
position, was im laufenden Wahl-
jahr 2023 (Parlament, dann Bun-
desrat) nicht gross erstaunt.  
 
Die armen 6 Mitglieder dieser neu 

eingesetzten Subkommission sind 
um ihren Job nicht zu beneiden. Sie 
werden nichts Wesentliches an den 
Tag bringen können, geschweige 
denn, es überhaupt zu wollen. Po-
litisch wird, jedenfalls innert nütz-
licher Frist, nichts geschehen, und 
die Justiz bedarf ihrer endlosen 
Zeit für ihre nichtssagenden Urtei-
le. So sind wir denn wirklich sehr 
nahe an den beschriebenen ameri-

kanischen Verhältnissen während 
und nach Monicagate, wo es poli-
tische Blockaden Clinton trotz der 
Leugnung seiner erwiesenen, zu-
mindest „unangemessenen“ Bezie-
hungen ermöglicht haben, im Am-
te zu bleiben. Sollte Berset nicht 
aus eigener Einsicht selber zurück 
treten oder Ende Jahr nicht wie-
dergewählt werden, wird er uns 
auf Lebzeiten erhalten bleiben.

Jetzt ist es offiziell: Dank der SVP kann die Schweizer 
Bevölkerung über das teure Stromfresser-Gesetz abstimmen!

Die Bundeskanzlei bestätigt: Das 
Referendum gegen das Stromfres-
ser-Gesetz ist zustande gekommen. 
103’015 Bürgerinnen und Bürger 
haben unterschrieben – obwohl nur 
50’000 Unterschriften nötig gewe-
sen wären! Nur dank der SVP kann 
die Schweizer Bevölkerung über die-
ses gefährliche Gesetz abstimmen. 
Umso bedenklicher ist es, dass die 
CH-Medien (Aargau, Zentral- und 

Ostschweiz) keine Zeile über das er-
folgreiche Referendum berichteten. 
Dafür eine halbe Seite über ein ge-
scheitertes Referendum einer 
Kleinstgruppierung namens Pira-
tenpartei. Offenbar ist bei gewissen 
Medien noch nicht angekommen, 
was die Bevölkerung wirklich be-
schäftigt: die massiv gestiegenen 
Energiepreise und die drohende 
Versorgungskrise mit Strom. 
 
Die SVP Schweiz bedankt sich für 
das Engagement der zahlreichen 
Verbündeten, der Kantonal- und 
Ortsparteien und bei den vielen 
Mitgliedern und Sympathisanten, 
die für das erfolgreiche Referendum 
gekämpft haben. 

Jetzt gilt: Auf in den Kampf gegen 
dieses teure und unehrliche Gesetz! 
Obwohl wir heute schon zu wenig 
Strom haben, will das extreme Ge-
setz Heizöl, Gas, Diesel und Benzin 
verbieten. Das sind 60 Prozent un-
seres Energieverbrauchs! Heizen 
und Autofahren wären nur noch 
elektrisch möglich. Das heisst mas-
siv mehr Strombedarf und tausende 
Franken Mehrkosten pro Haushalt 
im Jahr! Die Landschaft würde mit 
Solarpanels und Windrädern zuge-
pflastert. Trotzdem wird die Versor-
gung mit genug bezahlbarem Strom 
im Winter nicht reichen. 
Darum kämpfen wir am 18. Juni für 
ein Nein zu diesem teuren Strom-
fresser-Gesetz!


